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tigen Zitrusfrüchten wurde unter Berücksichtigung vorliegender 
Informationen angenommen, daß etwa 30 % aus befallsfreien 
Gebieten stammen. Für Brasilien und Uruguay ist anzunehmen, 
daß Zitrusfrüchte aus Befallsgebieten kommen können. 
Für den Import nach Deutschland ergibt sich daraus, daß rund 
15 000 t oder 6 % der Zitrusfrüchte aus Drittländern aus Befalls-
gebieten kommen können und damit gegebenenfalls nicht für 
den Import in die EU zugelassen wären (Tab. !). Betrachtet man 
die saisonale Verteilung, so kann dieser Anteil während der Dritt-
landsaison für bestimmte Zitrusfrüchte wesentlich höher sein. 
Insbesondere bei den Orangen können in der Saison von Mitte 
Mai bis Ende November 12 %-18 % der Früchte aus Befallsge-
bieten kommen (Abb. 1). Etwa die Hälfte dieser Orangen stam-
men aus Argentinien, die übrigen verteilen sich auf Brasilien und 
Uruguay. Für diese Länder ist es somit von besonderer Bedeu-
tung, ob in den Befallsgebieten befallsfreie Produktionsflächen 
vorhanden sind. Den Autoren liegen darüber jedoch keine Infor-
mationen vor, so daß genauere Abschätzungen über Einschrän-
kungen der Importe in dieser Jahreszeit nicht möglich sind. Bei 
den Pampelmusen- und Zitroneneinfuhren ist zwar der Anteil aus 
Befallsländern von Mai bis Oktober mit 30 % bis 70 % hoch, je-
doch kann davon ausgegangen werden, daß diese weitestgehend 
aus als befallsfrei anerkannten Gebieten geerntet werden und da-
mit für die Einfuhr nach Deutschland kaum Einschränkungen zu 
erwarten sind (weniger als 5 % der Drittlandimporte stammen 
aus Befallsgebieten, Abb. 2 und 3). 
Guignardia citricarpa 
Die Regelungen zu Guignardia citricmpa betreffen vor allem 
den Zitrusanbau in Südafrika und in Simbabwe. Während aus 
Simbabwe weniger als 1000 tjährlich nach Deutschland geliefert 
werden, gehört Südafrika mit 44 000 t oder 17 % der Drittlands-
einfuhren zu den wichtigsten Zitruslieferanten. Die Auswirkun-
gen werden jedoch gemildert durch die Anerkennung eines freien 
Gebietes gegenüber Guignardia citrica11Ja in Südafrika sowie 
durch den Punkt d) in der Regelung, nach welchem es ermöglicht 
wird, auch in Befallsgebieten Früchte für den Export in die EU 
zu produzieren. Bei dem befallsfreien Gebiet handelt es sich um 
ein Hauptanbaugebiet, das Western Cape. 
Cercospora angolensis 
Als Befallsland für Cercospora a11gole11sis gilt lediglich Sim-
babwe, so daß von der Regelung 0,08 % der Gesamteinfuhren 
und 0,4 % der Drittlandseinfuhren betroffen sind. 
zusammenfassende Bewertung 
Die neuen Einfuhrregelungen für Zitrusfrüchte aus Drittländern 
haben eher geringfügige Belastungen des Handels mit Zitrus-
früchten nach Deutschland zur Folge. Mit den gegebenen Mög-
lichkeiten sollte es für die betroffenen Befallsländem nach wie 
vor möglich sein, ihre Zitrusfrüchte nach Deutschland zu liefern. 
An den Einlaßstellen für Drittlandseinfuhren in den Häfen (Bre-
men und Hamburg) muß nun allerdings eine Überprüfung der 
Dokumente auf die Einhaltung der Anforderungen erfolgen. 
Dazu gehört die Überprüfung der Angaben auf dem Pflanzenge-
sundheitszeugnis hinsichtlich der Herkunftsgebiete der Früchte 
sowie der vorgeschriebenen Behandlungen und der damit ein-
hergehenden Einfuhrerlaubnis in die EU. Da Deutschland einen 
großen Teil seiner Zitrusfrüchte über Rotterdam erhält, finden für 
diese Früchte die Einfuhrkontrollen in den Niederlanden statt. 
Für die EU entspricht der gefundene Kompromiß der ve1folg-
ten Zielsetzung, eine einheitliche Lösung für die gesamte Ge-
meinschaft zu finden, die den unterschiedlichen Interessen wei-
testgehend Rechnung trägt. Wie in anderen Bereichen sind we-
niger Warenkontrollen im Binnenmarkt mit stärkeren Kontrollen 
an den Außengrenzen der EU verbunden. 
Nicht zufrieden mit der Lösung sind jedoch die betroffenen 
Drittländer, vor allem Argentinien und Uruguay, aber auch Süd-
afrika, Brasilien und Chile, die die strengeren Auflagen für den 
Export in die EU als ungerechtfertigt ansehen, so daß ein Ein-
spruch dieser Länder bei der WTO nicht ausgeschlossen werden 
kann. Argentinien hat bereits in der diesjährigen Juli-Sitzung des 
SPS-Ausschusses diese Frage angesprochen. Begründet wird die 
Haltung unter anderem damit, daß der größere Anteil der Zitrus-
früchte in die nördlichen Mitgliedstaaten geht, in denen keine Zi-
trusfrüchte angebaut werden und für die somit kein Risiko be-
stehe. Eine Regelungsvariante mit unterschiedlichen Einfuhrre-
gelungen für die nördlichen und die südlichen Mitgliedstaaten 
würde jedoch einen ungehinderten Import aus Drittländern in den 
Norden und strengere Regelungen bis hin zum Importverbot aus 
Befallsländern in die südlichen Mitgliedstaaten zur Folge haben 
und gleichzeitig erhebliche Einschränkungen der Lieferungen 
von Zitrusfrüchten aus Drittländern von Nord nach Süd beinhal-
ten. Damit einhergehen könnte zudem möglicheiweise eine indi-
viduelle Kennzeichnung der Früchte sowie ein erheblicher Kon-
trollaufwand, was aber dem Grundsatz eines möglichst freien 
Handels innerhalb des Binnenmarktes zum Teil entgegenstünde. 
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Perishables Logistics Workshop, 
Miami/Florida 
Der Perishable Workshop (13. und 14. März 1997) unter dem 
Signum „Partnerschaft, Verfahren und Nutzen" ist gemeinsam 
von dem „Metro-Dade-Aviation-Department" des Miami Inter-
national Airport und der Flughafen Frankfurt/Main AG, beides 
Betreibergesellschaften für Luftfrachten, veranstaltet worden. 
Hintergrund dieser Veranstaltung war, daß verderbliche Wa-
ren, insbesondere Blumen, Früchte, Gemüse, Fisch- und Fisch-
produkte, in zunehmendem Maße per Luftfracht über den Flug-
hafen Miami, aus der Karibik und Südamerika für den Verbrauch 
in Nordamerika und Europa bestimmt, transportiert werden. Der 
Flughafen Frankfurt/Main ist für die o. g. Waren größter Zu-
gangsflughafen für Deutschland, die Europäische Gemeinschaft 
(EG) und Osteuropa. 
Um dem zunehmenden Warenumschlag gerecht zu werden, 
existiert seit ca. 2 Jahren ein „Logistic Center" mit einer 9000 m2 
großen Lagerfläche, in dem alle verderblichen Waren zusam-
mengeführt werden können, da die technischen Anforderungen 
einer speziellen Klimaführung für die jeweilige Warenart gege-
ben sind. Wesentlich ist auch, daß Zollabfertigung, Qualitäts-
kontrolle, Veterinär- und phytosanitäre Untersuchungen an ei-
nem Ort erfolgen können. Im Miami Airport sind ca. 10400 1112 
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Kühlflächen geschaffen worden, um einen möglichst verlust-
losen Transport zu gewährleisten. 
Ziel des ersten Workshops dieser Art war es, mit Produzenten, 
Spediteuren, Luftfahrtgesellschaften, Ex- und Importeuren, Ver-
tretern von US-Behörden und der Europäischen Gemeinschaft 
Möglichkeiten der Erweiterung des Handels verderblicher Wa-
ren zwischen Amerika, der Karibik und Europa zu suchen und 
den Frachtablauf so zu verbessern, daß die Qualität der Waren 
vom Produzenten bis zum Verbraucher weitestgehend erhalten 
bleibt. Die Veranstaltung ist von einem Ausschuß, dem Reprä-
sentanten der Flughäfen, verschiedener Fluggesellschaften, der 
Industrie, der Regierung und Handelsgesellschaften mit Etfah-
rungen im Handel verderblicher Güter angehörten, organisiert 
worden. 
Das große Interesse an dem Workshop zeigte sich an den ca. 
195 Teilnehmern vorrangig aus den USA und Südamerika. Der 
Veranstalter hatte eine Teilnahme von 80-120 Besuchern erwar-
tet. 
Die breitgefächerte Themenvielfalt ist in 6 thematische Sek-
tionen gruppiert worden. 
Sektion I Fragen der Industrie, Probleme und Lösungen 
Hier sind spezielle Themen der technischen Ausrüstungen, wie 
Verpackungen, Normung, Transportwege und -abläufe, Klima-
fülmmg, Lagerung u. a., behandelt worden. 
Sektion II Aufgaben der US-Regierung 
In dieser Sektion sind gesetzliche Regelungen der USA zur 
Pflanzengesundheit, des Zolls und Fragen der Bekämpfung des 
Rauschgifthandels erörtert worden. 
In Vorträgen von SHANNON (Direktor des Pflanzenschutzdien-
stes des Staates Florida) USDA, APHIS, PPQ (Abkürzungen s. 
Fußnote1) und MANNING (Direktor der Einlaßstellen in Miami) 
USDA, APHIS, PPQ wurden die Grundsätze der phytosanitären 
Gesetzgebung in den USA und ihr Vollzug, speziell in Florida, 
erläutert. 
Der Mitarbeiterstab des Pflanzenschutzdienstes in Florida um-
faßt 350 Personen, und die Behörde verfügt über einen Jahres-
haushaltsplan von 21 Mio. US-Dollar. Man ist grundsätzlich an 
einer verbesserten Gesetzgebung interessiert, wobei nicht die 
US-Gesetze den Handel behindern, die sich auf die Grundlagen 
der IPPC (International Plant Protection Convention) und der 
WTO ( World Trade Organisation) stützen, sondern die Gesetze 
der EG. Die Behörde ist jedoch bereit, beim Abbau peripherer 
Hemmnisse mitzuwirken. 
Das in der phytosanitären Gesetzgebung formulierte Transit-
verbot für einige Früchte wird damit begründet, daß Florida als 
das Tor für Südamerika angesehen wird und als größter Zitrus-
produzent zu schützen ist. Mit einem zunehmenden Handel ver-
größern sich die Risiken. Die damit verbundenen Gefahren wer-
den darin gesehen, daß Ware liegen bleibt oder fehlgeleitet wird. 
Der Handel strebt Profite um jeden Preis an, und für die Versi-
cherung eines gefahrlosen Transportes fehlen die entsprechen-
den Mittel. Die Erlaubnis für einen Transit hängt von der Erfül-
lung verschiedener Auflagen ab. So müssen Mangofrüchte bei-
spielsweise bestrahlt sein. Sobald einem Land eine Erlaubnis für 
den Transit erteilt würde, beanspruchen alle übrigen auch diese 
Vergünstigung. 25 % des Passagieraufkommens müssen für an-
dere Länder kontrolliert werden (am Flughafen sind gesonderte 
Kontrollstellen für Passagiere mit landwirtschaftlichen Produk-
1) USDA 
APHIS 
PPQ 
United States Department of Agriculture 
Animal and Plant Health Inspection Service 
Plant Protection and Qnarantine 
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ten eingerichtet). Es wird betont, daß eigentlich die Durchfuhr al-
ler landwirtschaftlichen Produkte verboten sein müßte. 
Der Schutz der Produktionsgebiete vor Fruchtfliegen ist ein 
zentraler Punkt in der Gesetzgebung (es besteht offenbar ein star-
ker Lobbyismus seitens der Produzenten). Dennoch wird betont, 
daß man die Frachtkunden nicht als Gegner, sondern als Partner 
sieht. Wenn auch der Schutz der heimischen Produktion als un-
umstößlich angesehen wird, ist man zu Gesprächen bereit. In Zu-
kunft soll die Gesetzgebung verändert werden. Es sollen Vor-
schläge für eine höhere Flexibilität in den Methoden gemacht 
und, wenn möglich, Lösungen gefunden werden. 
Die Produzenten landwirtschaftlicher Produkte sind der Auf-
fassung, daß die phytosanitären Richtlinien nicht streng genug 
sind, während die Importeure an zunehmenden Erleichterungen 
interessiert sind. Seit 1995 sind Routineinspektionen für Früchte 
und Gemüse eingeführt worden und, sofern kein Risiko ange-
nommen wird, e1folgt eine Freigabe der Waren. So können bei-
spielsweise Steinfrüchte aus befallsfreien Gebieten Chiles im 
Transit durchgeführt werden. Bei chilenischen Trauben wird eine 
Behandlung gefordert. Der Einsatz von Methylbromid wird auch 
in Zukunft unverzichtbar bleiben, da keine gleichwertigen che-
mischen Mittel in Aussicht sind. 
Sofern Risiken erkennbar sind, werden auch künftig keine 
Kompromisse gemacht. Die Spediteure müssen die Frage beant-
worten, um welchen Preis sie die Risiken für die eigene Produk-
tion in Kauf nehmen wollen. Die Exporteure müssen begründen, 
warum ein Transit erforderlich ist. Es wird von ihnen eine Ga-
rantie für die Sicherung des Transitverkehrs verlangt, d. h. , sie 
müssen einen akzeptablen Schutz gewähren. Sofern von dieser 
Seite vernünftige Vorschläge kommen, werden sie vom USDA 
geprüft und gegebenenfalls Veränderungen der Richtlinien vor-
genommen. Monatlich wird ein neuer Schadorganismus aufge-
funden. 
Es ist vorgesehen, ein „ad hoc Committee" für Risiken im 
Transitverkehr zu gründen. Dazu ist im April 1997 in Orlando 
eine Tagung mit 150 Teilnehmern anberaumt worden, die sich 
mit Fragen der Pflanzengesundheit und ihrer Vereinbarkeit mit 
Handelserleichterungen befaßt. 
Die Intensität der phytosanitären Kontrollen ist offenbar im 
Lande sehr unterschiedlich. Während für Miami gut ausgebaute 
und funktionierende Kontrollsysteme eingerichtet wurden, feh-
len derartige Strukturen in Houstonffexas. Es ist anzunehmen, 
daß die Art der Waren und der Umfang des Warenumschlags der-
artige Entscheidungen maßgeblich beeinflussen. Die Gebühren 
für Fracht, Zertifikate u. a. werden für die Finanzierung der 90 
Mitarbeiter am Flughafen Miami verwendet. Bei den Kontrollen 
geht es vor allem um die Sicherheit, daß die Ware nicht wegen 
eines Befalls in anderen Ländern abgewiesen wird. 
In einem persönlichen Gespräch mit SHANNON wird die von 
der EG beabsichtigte Änderung der phytosanitären Regelungen 
für Zitrusfrüchte rigoros abgelehnt. Vom Berichterstatter wird 
darauf verwiesen, daß die Produzenten in der EG ein gleiches 
Schutzbedürfnis wie in den USA zu beanspruchen haben. Die 
Ausweisung befallsfreier Produktionsgebiete innerhalb von Be-
fallsgebieten mit Fruchtfliegen ist nach Meinung von SHANNON 
und MANNING durch Überwachung mit Fallen und Inspektionen 
möglich. 
Die USA sind offenbar an einem Warenaustausch mit Kuba in-
teressiert, haben jedoch Probleme mit der Erfüllung ihrer phyto-
sanitären Anforderungen, die sie selbst auf Grund des Kuba-
Embargos und dem damit verbundenen Reiseverbot nicht lösen 
können. 
Die restriktive phytosanitäre Gesetzgebung der USA, die 
grundsätzlich die Einfuhr von Obst und Gemüse verbietet, um 
dann in Einzelfallentscheidungen Ausnahmen davon zu gestat-
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ten, steht im Gegensatz zur Gesetzgebung der Europäischen Ge-
meinschaft und entspricht nach Auffassung des Berichterstatters 
nicht den Maßstäben der WTO. 
Die Bemühungen der EG-Kommission, in Verhandlungen mit 
der US-Regierung zu äquivalenten Regelungen auf phytosa-
nitärem Gebiet zu kommen, sind bisher wenig erfolgreich und 
unterstreichen die unnachgiebige Haltung der USA, die auch 
vordergründig in den Vorträgen zum Ausdruck kam. Die Bereit-
schaft, Lösungen in dem erwähnten „ad hoc Committee" zu dis-
kutieren, geht offenbar auf den Druck des Handels zurück. 
Ein schwerwiegendes Problem ist der Handel mit Rauschgift, 
der den legalen Warenverkehr als Transportmedium benutzt. In 
Schnittblumensendungen werden rohrartige Pflanzenteile, z. B. 
Bambus, gefüllt mit Rauschgift, transportiert. Importeure und 
Spediteure, bei denen derartige Sendungen entdeckt werden, ha-
ben empfindliche Geldstrafen zu zahlen. Der zeitraubende Ein-
satz von Personen und Hunden zum Aufspüren von Rauschgift 
ist bereits teilweise durch sensible elektronische Durchsu-
chungsgeräte ersetzt worden. Eine weitere Maßnahme ist die auf 
privater Basis, durch die Zollbehörden gebilligt und unterstützt, 
arbeitende Anti-Schmuggel-Koalition, der bisher 3600 Miglie-
der (Importeure) beigetreten sind. Auf der Grundlage eines frei-
willigen Programms werden die staatlichen Behörden bei der 
Bekämpfung des Rauschgifthandels unterstützt. 
Sektion III Zugang zur Europäischen Gemeinschaft -
Diskussion zu den gesetzlichen Regelungen 
Zoll-, Qualitäts-, Veterinär- und phytosanitäre Kontrollen sind 
Elemente, die bei Nichterfüllung der gesetzlichen Vorschriften 
zu erheblichen Störungen im Warenverkehr führen können. Des-
halb war in dieser Sektion eine Vortragsgruppe zusammengefaßt 
worden, die die Teilnehmer über den aktuellen Stand der gesetz-
lichen Regelungen in der EG auf den Gebieten Zoll, Qualitäts-
anforderungen, Veterinärwesen und Pflanzengesundheit infor-
mierten. 
Der Berichterstatter hat, der Vorgabe der Veranstalter entspre-
chend, in einem Vortrag die phytosanitären Anforderungen der 
EG bei Früchten erläutert. Ausgehend von der Rechtsgrundlage 
der EG, der Richtlinie 77 /93/EWG und ihrer Ergänzungen, sind 
die allgemeinen und spezifischen Anforderungen an die Pflan-
zengesundheit für Früchte vorgetragen worden. Es wurde darauf 
verwiesen, daß die EG-Gesetzgebung im Vergleich zu anderen 
Ländern in diesem Bereich relativ einfach ist und sich auf die we-
sentlichen phytosanitären Anforderungen zum Schutz der Ge-
meinschaft beschränkt. 
Sektion IV Kontakte in der EG zur Durchsetzung recht-
licher und finanzieller Ansprüche 
Diese Sektion befaßte sich mit Fragen des internationalen Han-
delsrechts, der Versicherungsnahme und der Kreditierung von 
Warenlieferungen durch Banken. 
Sektion V Möglichkeiten der Verbesserung des Marke-
tings 
In dieser Sektion wurden die Leistungen und Möglichkeiten des 
„Perishables Center" in Frankfurt/Main vorgestellt, die Einflüsse 
von Transport- und Lagerklima auf die innere Qualität der Ware 
und technische Maßnahmen zur Erhaltung der Qualität erörtert. 
Ferner sind wesentliche Grundzüge für Vertragsvereinbarungen 
vorgestellt worden. 
Sektion VI Zusammenfassung 
In der abschließenden Bewertung sind Lücken und Defizite im 
internationalen Handel mit verderblichen Waren zusammenge-
faßt und aufgelistet worden. Diese Summierung soll die Grund-
lage für die Beseitigung von Stölfaktoren des Handels auf natio-
naler und internationaler Ebene sein, zu dem der Workshop in 
entscheidendem Maße beigetragen hat. Die Veranstalter und 
Teilnehmer waren sich einig, daß in bestimmten Abständen eine 
Wiederholung gleichartiger Veranstaltungen nötig ist, um die 
Fortschritte dieses Ansatzes zu verfolgen. 
Der Tagung schlossen sich 2 Besuchstouren bei Importeuren 
und Spediteuren an, eine „Flower tour" (Teilnahme des Bericht-
erstatters) und eine „Seafoodtour" . 
Der Workshop war hervorragend organisiert und wurde straff 
geleitet. Auf Grund der Zeitdisziplin der einzelnen Redner 
konnte der umfangreiche Terminplan eingehalten werden. 
G. MülTE (Kleinmachnow) 
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Dr. habil. Klaus König t 
Am 5. November I 997 verunglückte Dr. habil. KLAUS KöNIG bei einem 
Verkehrsunfall tödlich. 
Nach Studium der Landwirtschaft und erfolgreichem Staatsexamen 
erfolgte die Anstellung Dr. KöNIGs beim bayerischen Staat, zunächst mit 
einem Zeitvertrag als „Wirtschafts- und Umstellungsberater" im Rah-
men des Grünen Planes am Amt für Landwirtschaft in Pfaffenhofen. 
1965 kam Dr. KöNIG an die Bayerische Landesanstalt für Bodenkultur 
und Pflanzenbau und übernahm dort das Sachgebiet Krankheiten und 
Schädlinge bei Hack- und Blattfrüc~ten in der Abteilung Pflanzenschutz. 
Mit seinen Untersuchungen zur Okologie und Bekämpfung des Mais0 
beulenbrandes griff er ein Thema auf, das mit dem zunehmenden Mais-
anbau immer größere Bedeutung erlangte. Diese Untersuchungen waren 
die Grundlage für seine Promotion an der Technischen Universität in 
München-Weihenstephan im Jahre 1970. 1972 übernahm er an dieser 
Hochschule einen Lehrauftrag für „Spezielle Schädlingskunde", den er 
über 38 Semester bis 1991 ausführte. Mit seiner praxisnahen und an-
schaulichen Vorlesung begeisterte er Generationen von Studenten der 
Landwirtschaft und des Gartenbaus für diesen Bereich des Pflanzen-
schutzes. Während er sich im Rahmen der Promotion mit der Pilzkrank~ 
heit Maisbeulenbrand beschäftigte, war er mit seinen anschließenden 
Untersuchungen über die Auswirkungen der Anwendung von Insektizi-
den auf die epigäische Fauna von Zuckerrübenflächen seiner Zeit weit 
voraus. Mit diesen Arbeiten habilitierte sich Dr. KÖNIG 1983 und erhielt 
die Lehrbefugnis für das Fachgebiet Pflanzenschutz an der TU Mün-
chen-Weihenstephan. 
Dr. KöNIG war aber auch im praktischen Pflanzenschutz und in dessen 
administrativer Umsetzung voll engagiert. Viele Jahre leitete er den Ab-
schnitt „Praktischer Pflanzenschutz", bevor er 1986 bis zum Eintritt in 
den Ruhestand 1992 die Leitung der Abteilung Pflanzenschutz in der 
Bayerischen Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau übernahm. 
Dr. KÖNIG war weit über Bayern hinaus bekannt, seine umfangreichen 
praktischen, wissenschaftlichen und administrativen Erfahrungen waren 
sehr gefragt. Er war Vorsitzender der Arbeitsgruppe Pflanzenschutz des 
Deutschen Maiskomitees. Über viele Jahre war er Mitglied des Sach-
verständigenausschusses für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
an der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft. Dr. 
KöNIG war kraftvoll, begeisterungsfähig und gegenüber allem Neuen 
stets aufgeschlossen. Besonders engagierte er sich für den beruflichen 
Nachwuchs. Als langjähriger Ausbildungsreferent hat er Generationen 
von Pflanzenbauern und Pflanzenschützern zu einer verantwortungsvol-
len, allein der Sache verpflichteten Arbeitsweise geprägt und sie beim 
Einstieg in ihre Berufs- und Beratungstätigkeit tatkräftig unterstützt. 
Er wird in der Erinnerung seiner Kollegen und Freunde weiterleben. 
W. KLEIN (München) 
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